
Satzung        Halle, den 08.07.2022 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

1) Der Verein trägt den Namen „BBC Halle“, nach der beabsichtigten Eintragung in das Vereinsregister mit dem 

Zusatz „e.V.“. 

 

2) Der Sitz des Vereins ist in Halle/Saale. 

 

3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Zweck, Aufgaben und Grundsätze der Tätigkeit 
 

1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 

2) Zweck des Vereins ist die Förderung der Gesundheit unserer Bevölkerung insbesondere der Kinder und 

Jugendlichen. Dem ständigen gesellschaftlich bedingten Bewegungsrückgang und der sinkenden Bereitschaft der 

Bevölkerung sich körperlich zu betätigen, soll entgegen gewirkt werden. Das Ziel soll unter anderem sein, den 

natürlichen Bewegungsdrang von Kindern und Jugendlichen zu fördern und zu unterstützen und durch gezieltes 

Gegensteuern Gesundheitsgefährdungen vorzubeugen. Dies soll durch präventive Angebote von Sport, Spiel und 

Bewegung und einem vielseitigem Trainings- und Wettkampfbereich geschehen, welche sich natürlich auch an 

Erwachsene richtet. Es soll sowohl Breiten- als auch Leistungssport angeboten werden. Zudem ist es Zweck des 

Vereins, dass Sportveranstaltungen durchgeführt, regelmäßige Sportübungen angeboten und hierzu Übungsleiter 

eingesetzt und ausgebildet werden. 

 

Der Satzungszweck wird insbesondere erreicht, durch entsprechende Auftritte in der Öffentlichkeit, durch 

Information- und Lehrveranstaltungen, durch finanzielle Unterstützung entsprechender Programme und durch 

Vorbildwirkung der Mitglieder.  

 

3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 

4) Mittel, die dem Verein zufließen, dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 

 

5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereines fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

 

§ 3 Mitgliedschaft 
 

Der Verein besteht aus: 

 

1) ordentlichen Mitgliedern, die sich im Verein sportlich betätigen 

2) passiven Mitgliedern, die sich im Verein nicht sportlich betätigen 

3) fördernden Mitgliedern, 

4) Ehrenmitgliedern. 

 

 

§ 4 Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 
 

1) Dem Verein kann jede natürliche Person als Mitglied angehören. 

 

2) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an den Vorstand 

zu richten ist. Bei Minderjährigen ist der Antrag auch von deren gesetzlichen Vertretern zu unterschreiben. Diese 



müssen sich durch gesonderte schriftliche Erklärung zur Zahlung der Mitgliedsbeiträge für den Minderjährigen 

verpflichten. 

 

3) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Bei Ablehnung des Antrags ist er 

nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe für die Ablehnung mitzuteilen. 

 

4) Die Mitgliedschaft endet durch: 

a) Austritt, 

b) Ausschluss, 

c) Tod. 

 

5) Der Austritt muss dem Vorstand gegenüber schriftlich, bis spätestens 1 Monat vor dem Austritt, erklärt 

werden. Die Kündigung ist zum 30. Juni oder zum 31. Dezember eines jeden Kalenderjahres möglich. 

 

6) Ein Mitglied kann vom Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden: 

a) wegen erheblicher Verletzung satzungsgemäßer Verpflichtungen, 

b) wegen Zahlungsrückstandes mit Beiträgen von mehr als einem Halbjahr trotz Mahnung, 

c) wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereines oder groben unsportlichen Verhaltens 

 

In den Fällen a), c) ist vor der Entscheidung dem betroffenen Mitglied die Gelegenheit zu geben, sich zu 

rechtfertigen. Es ist zu der Verhandlung des Vorstandes über den Ausschluss unter Einhaltung einer Mindestfrist 

von zehn Tagen schriftlich zu laden. Die Frist beginnt mit dem Tage der Absendung. Die Entscheidung erfolgt 

schriftlich und ist mit Gründen zu versehen. Der Bescheid über den Ausschluss ist durch eingeschriebenen Brief 

zuzustellen.  

 

Gegen die Entscheidung ist die Berufung an die Mitgliederversammlung zulässig. Die Berufung ist binnen drei 

Wochen nach Absendung der Entscheidung schriftlich einzulegen. Die Mitgliederversammlung entscheidet 

endgültig. 

 

7) Bei Beendigung der Mitgliedschaft bleiben die Beitragspflicht und sämtliche sonstigen Verpflichtungen bis 

zum Ende des laufenden Halbjahres gegenüber dem Verein bestehen. 

 

8) Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinen Anspruch auf Anteile aus dem Vermögen des 

Vereines. Andere Ansprüche eines ausgeschiedenen oder ausgeschlossenen Mitgliedes gegen den Verein müssen 

binnen sechs Monaten nach dem Erlöschen der Mitgliedschaft durch eingeschriebenen Brief schriftlich dargelegt 

und geltend gemacht werden. 

 

 

§ 5 Rechte und Pflichten 
 

1) Die Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen des Vereinszweckes an den Veranstaltungen des Vereines 

teilzunehmen. 

 

2) Alle Mitglieder sind verpflichtet, sich entsprechend der Satzung und den weiteren Ordnungen des Vereines zu 

verhalten. 

 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 

 

1) Bei der Aufnahme in den Verein ist eine Aufnahmegebühr zu zahlen. Außerdem werden von den Mitgliedern 

Jahresbeiträge erhoben. Zur Finanzierung besonderer Vorhaben können Umlagen bis zur doppelten Höhe des 

Jahresbeitrags erhoben werden oder eine Leistungssportumlage verlangt werden. 

 

2) Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren, Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der 

Mitgliederversammlung festgesetzt. 

 

3) Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Umlagen befreit. 

 

4) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise erlassen oder 

stunden. 

 

 



§ 7 Organe 
 

Die Organe des Vereines sind: 

a) die Mitgliederversammlung, 

b) der Vorstand. 

 

 

§ 8 Die Mitgliederversammlung 
 

1) Oberstes Organ des Vereines ist die Mitgliederversammlung. Die wichtigste Mitgliederversammlung ist die 

Hauptversammlung. Diese ist zuständig für: 

a) Entgegennahme der Berichte des Vorstandes, 

b) Entlastung und Wahl des Vorstandes, 

c) Festsetzung von Beiträgen, Umlagen und deren Fälligkeit, 

d) Genehmigung des Haushaltsplanes, 

e) Satzungsänderungen, 

f) Beschlussfassung über Anträge, 

g) Entscheidung über die Berufung gegen den ablehnenden Entscheid des Vorstandes nach § 4, Abs. 3, 

h) Berufung gegen den Ausschluss eines Mitgliedes nach § 4, Abs. 6, 

i) Ernennung von Ehrenmitgliedern nach § 13, 

j) Auflösung des Vereines. 

 

2) Die Hauptversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. 

 

3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von zwei Wochen mit entsprechender 

schriftlicher Tagesordnung einzuberufen, wenn es  

a) der Vorstand beschließt oder 

b) ein Zehntel der Mitglieder dies beantragen.  

 

4) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen in Textform 

unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des 

Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an 

die letzte vom Mitglied dem Verein bekannt gegebene Adresse oder Emailadresse gerichtet ist. Die 

Tagesordnung setzt der Vorstand fest.  

 

5) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim Vorstand in Textform 

eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der 

Mitgliederversammlung die Ergänzung bekannt zu geben. 

 

6) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlungen gestellt werden, beschließt 

die Versammlung. 

 

 

§ 9 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von einem 

Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den 

Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der 

vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. Der Versammlungsleiter bestimmt einen 

Protokollführer. 

 

2) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss in Schriftform 

durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

 

3) Anträge können gestellt werden: 

a) von jedem stimmberechtigten Mitglied, 

b) vom Vorstand. 

 

4) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, 

wenn zur Mitgliederversammlung ordnungsgemäß eingeladen wurde. Bei Wahlen muss eine geheime 

Abstimmung erfolgen, wenn diese von ein Zehntel der Stimmberechtigten beantragt wird. 

 



5) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von 3/4 

der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit 

Zustimmung von 9/10 aller Mitglieder beschlossen werden. Die schriftliche Zustimmung der in der 

Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann gegenüber dem Vorstand nur innerhalb eines 

Monats erklärt werden. 

 

6) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Hat niemand 

mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die 

die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjenige, der die meisten Stimmen 

erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

 

7) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen Schriftführer 

zu unterzeichnen ist. 

 

§ 10 Stimmrecht und Wählbarkeit 
 

1) Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, besitzen Stimm- und Wahlrecht. Das Stimmrecht kann nur 

persönlich ausgeübt werden. 

 

2) Mitglieder, die am Wahltag noch nicht 18 Jahre alt sind, jedoch das 16. Lebensjahr vollendet haben besitzen 

Stimmrecht.  

 

3) Die Sorgeberechtigten der Mitglieder, welche am Wahltag das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

können das Stimmrecht wahrnehmen.  

 

4) Gewählt werden können alle volljährigen und geschäftsfähigen Mitglieder des Vereines. 

 

5) Mitglieder, denen kein Stimmrecht zusteht, können an der Mitgliederversammlung als Gäste teilnehmen. 

 

6) Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die 

Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen; ein Mitglied darf jedoch nicht mehr 

als drei fremde Stimmen vertreten. 

 

§ 11 Der Vorstand 

 

1) Der Vorstand des Vereins iSv § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden 

und bis zu fünf weiteren Vorstandsmitgliedern.  

 

2) Gerichtlich und außergerichtlich wird der Verein durch den Vorsitzenden und einen stellvertretenden 

Vorsitzenden gemeinsam oder durch einen von ihnen jeweils gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied 

vertreten. 

 

3) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden 

Vorsitzenden, einberufen werden. Die Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Die 

Einberufungsfrist beträgt zehn Tage. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung folgenden Tag. Der 

Vorsitzende, im Falle seiner Verhinderung, sein Stellvertreter, entscheidet nach pflichtgemäßen Ermessen über 

die Form der Sitzung, die als Präsensveranstaltung, als Video- oder Telefonkonferenz oder in gemischter Form 

abgehalten werden kann. 

 

4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder anwesend sind.  

 

Beschlüsse des Vorstandes werden in Sitzungen gefasst. Als Sitzungen gilt auch die gleichzeitige Teilnahme von 

Vorstandsmitgliedern an einer Kommunikation mittels technischer Kommunikationsmittel, die entweder online 

oder per Video- oder Telefonkonferenz oder in gemischter Form stattfindet. Abwesende Vorstandsmitglieder 

können an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie ihre Stimme in Textform abgeben.  

 

Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des Stellvertretenden Vorsitzenden. 

 

Beschlüsse können auch im Umlaufverfahren gefasst werden. Beschlüsse im Umlaufverfahren können nur mit 

einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen gefasst werden. Die Mitglieder des Vorstandes werden über 



Beschlüsse im Umlaufverfahren fernmündlich, elektronisch oder per Post informiert. Die Stimmabgabe erfolgt 

in Textform.  

 

5) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder dem zustimmen. 

 

6) Der Vorstand kann verbindliche Ordnungen erlassen. 

 

7) Der Vorstand wird jeweils für vier Jahre gewählt. Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, kann der 

Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen wählen. 

 

§ 12 Online-Mitgliederversammlung 

 

1) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) kann der Vorstand nach seinem 

Ermessen beschließen und in der Einladung mitteilen, dass die Mitglieder an der Mitgliederversammlung ohne 

körperliche Anwesenheit an einem Versammlungsort teilnehmen und ihre Mitgliederrechte im Wege der 

elektronischen Kommunikation ausüben können (zum Beispiel per E-Mail, Online-Formular) oder aber ihre 

Stimme im Vorhinein ohne Anwesenheit bzw. Teilnahme an der Online-Mitgliederversammlung schriftlich 

abgeben können. 

 

2) Der Vorstand regelt in einer Wahlordnung geeignete technische und organisatorische Maßnahmen für die 

Durchführung einer Online-Mitgliederversammlung, die insbesondere sicherstellen sollen, dass nur 

Vereinsmitglieder an der Mitgliederversammlung teilnehmen und ihre Rechte wahrnehmen. In der Wahlordnung 

ist auch die Durchführung des elektronischen Wahlverfahrens zu verschriftlichen sowie die Stimmabgabe im 

Vorhinein, wenn Mitglieder nicht an der Online-Mitgliederversammlung teilnehmen möchten. 

 

3) Die Wahlordnung ist nicht Bestandteil der Satzung. Für Erlass, Änderung und Aufhebung der Wahlordnung 

ist der Vorstand zuständig, der hierüber mit einfacher Mehrheit beschließt. Die jeweils aktuelle Fassung der 

Wahlordnung ist den Vereinsmitgliedern vor der Durchführung einer Online-Mitgliederversammlung zur 

Kenntnis zu geben, damit sie verbindlich wird. 

 

§ 13 Ehrenmitglieder 
 

1) Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf Vorschlag des Vorstandes 

zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Die Ernennung zu Ehrenmitgliedern erfolgt auf Lebenszeit, wenn zwei 

Drittel der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten dem Vorschlag zustimmen. 

 

2) Ehrenmitglieder haben in der Mitgliederversammlung Stimmrecht. 

 

3) Alle Gründungsmitglieder sind Ehrenmitglieder. 

 

§ 14 Auflösung 
 

1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 9/10 der 

abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

 

2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der Stellvertretende 

Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

 

3) Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt an den Basketball-Verband Sachsen-Anhalt 

e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 15 Sprachliche Gleichstellung 

 

Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird davon abgesehen, bei Fehlen einer geschlechtsneutralen 

Formulierung sowohl die männliche als auch weitere Formen anzuführen. Die nachstehend gewählten 

männlichen Formulierungen gelten deshalb uneingeschränkt auch für die weiteren Geschlechter. 


